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Liebe Mitbürgerinnen  

und Mitbürger,  

die aktuelle Konjunkturkrise wird 
sich erheblich auf die öffentliche 
Haushalte auswirken. Dennoch 
haben wir mit unserem 
Konjunkturprogramm einen 
wesentlichen Schritt getan, um 
unsere Kommunen weiterhin zu 
unterstützen. 
Ebenso werden wir im Rahmen 
der Schulpolitik alles dafür tun, 
dass die Unterrichtsversorgung 
für unsere Kinder gewährleistet 
bleibt. Auch wenn in den 
nächsten zwei Jahren für 
unsere Lehrerinnen und Lehrer 
kleine Einschnitte zu bewältigen 
sind, so sollte man das Ziel - 
Bildung für unsere Kinder – vor 
Augen haben. Wir werden 
sorgfältig über unsere Schul-
standorte in unserem Landkreis 
nachdenken und die nötigen 
Entscheidungen treffen. 
Ich wünsche Ihnen allen ein 
frohes, sonniges Osterfest und 
vor allen Dingen viel Spaß bei 
der Lektüre. 
 

Herzlichst Ihre 
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Bericht aus dem 
Europaparlament 

 

 
 
 
 
 
 
 
Familie und Beruf  
Es gibt EU-Mittel für Projekte 
zur Unterstützung von 
Familien . Ein Faltblatt 
„Partnerschaften für familien-
freundlichere Lebens- und 
Arbeitsbedingungen“ enthält 
Hinweise, wie die Möglichkeiten 
des Europäischen Sozialfonds 
genutzt werden können, um 
lokale Partnerschaften und 
Projekte zur Unterstützung von 
Familien zu initiieren. Es stellt 
die Strukturen, Verfahren und 
einzelne bereits durchgeführte 
Projekte vor und gibt auch 
praktische Tipps für die 
Antragsstellung. 
 
Kleinstunternehmen  
Die Rechnungslegung für 
Kleinstunternehmen soll 
vereinfacht werden.  
Kleinstunternehmen sind Be-
triebe, die im Geschäftsjahr 
durchschnittlich 10 Beschäftigte 
und einen Nettoumsatz  bis zu 
1 Mio. € oder eine Bilanz-
summe bis zu 0,5 Mio. € haben. 
Kleinstunternehmen unterliegen 
nach EU-Recht derzeit den 
gleichen Rechnungslegungs-
vorschriften wie große 
Unternehmen. Hier setzt der 
Richtlinienvorschlag der 
Kommission an. Danach sollen 
die  Mitgliedstaaten die 
Verpflichtungen zur Erstellung 

von Jahresabschlüssen für 
Kleinstunternehmen vollständig 
abschaffen können. Das 
Einsparungspotential wird von 
der Kommission für ein 
Kleinstunternehmen auf jährlich 
rund 1200 EUR geschätzt. 
Wenn der Vorschlag die 
Zustimmung des Parlaments 
findet, kann die Entlastung des 
Kleinstunternehmens Mitte 
2010 in Kraft treten. 
 
Typengenehmigung von  
Kraftfahrzeugen hinsichtlich 
ihrer allgemeinen Sicherheit  
Das EP hat eine Verordnung 
verabschiedet, mit der die 
Sicherheit und Umweltverträg-
lichkeit von Autos verbessert 
werden soll. Alle ab dem 
29.10.2011 in Europa zuge-
lassenen Neuwagen sollen 
künftig mit einem elektro-
nischen Stabilitätsprogramm 
(ESP) ausgerüstet sein. Ein 
Jahr später werden Reifen mit 
geringerem Rollwiderstand und 
Systeme zur Reifendruck-
überwachung verbindlich. Viele 
Neufahrzeuge deutscher Her-
steller sind bereits mit diesen 
Innovationen ausgerüstet. 
Deutsche Kfz-Zulieferer sind 
darüber hinaus führend in der 
Entwicklung solcher Sicher-
heitssysteme. Durch die neue 
Verordnung soll die Zahl der 
Todesopfer bei Verkehrs-
unfällen deutlich gesenkt und 
der durch Rollwiderstand 
verursachte Lärm reduziert 
werden. Die Zusatzkosten 
liegen laut EVP Berichterstatter 
Dr. Andreas Schwab (CDU) bei 
etwa 80 Euro je Auto, was aber 
durch die zu erwartende 
Senkung des Treibstoffver-
brauchs (drei bis fünf Prozent) 
ausgeglichen wird. 
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Unterrichtsversorgung 
bleibt oberstes Gebot 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Positionspapier „Bildungs-
land Niedersachsen – Schulen 
in Niedersachsen qualitativ 
weiterentwickeln“ wurde in der 
gemeinsamen Fraktionssitzung 
mit folgendem Wortlaut 
vorgestellt: 
„Die qualitative Weiterentwick-
lung der Bildungslandschaft in 
Niedersachsen ist der entschei-
dende Schlüssel für eine gute 
Zukunft unseres Landes. 
Gemeinsam  mit Schülern, 
Eltern und Lehrern wollen wir 
das Profil des gegliederten 
Schulwesens, ergänzt  um 
Gesamtschulangebote, vor dem 
Hintergrund zurückgehender 
Schülerzahlen, in den unter-
schiedlichen Regionen unseres 
Landes schärfen und inhaltlich 
stärken. 
Was heißt das im Einzelnen?!  
 
I. Unterrichtsversorgung 
Die ergriffenen Maßnahmen der 
Niedersächsischen Landes-
regierung zur Sicherung der 
Unterrichtsversorgung sichern 
eine verlässliche Erteilung von 
Unterricht quantitativ und 
qualitativ. Die Regelstunden-
zahl der Lehrkräfte wird nicht 
erhöht.  
Dies wird u. a. erreicht durch: 
 
• Einstellung von zusätzlich 
 500 Lehrern und 240 Referen-
 daren in 2009 
• Einstellung von „Feuerwehr-
 lehrern“ bis zur vollen 
 Stundenzahl, verbunden mit  
 dem Angebot einer dauer- 

 haften Beschäftigung nach 
 zwei Jahren Tätigkeit 
• erleichterten Einstieg in 
 den Schuldienst für qualifi-
 zierte Quereinsteiger 
• Übernahme von Referen-
 daren schon zum Schuljah-
 resbeginn bei voller Vergü-  
 tung in den Schuldienst 
• Übernahme und Neuein-
 stellung von Grundschul-
 lehrern in das Beamtenver-
 hältnis mit voller Stelle 
• individuelle Überprüfung 
 der Anträge auf Teilzeit im 
 dienstlichen  Interesse im  
 Hinblick auf die Unterrichts-
 versorgung  einer jeden 
 Schule. 
 
Dabei ist uns wichtig, dass die 
Landesregierung sicherstellt, 
dass 
• eine 10%ige Reduzierung der 
 Anrechnungs- und Entlas-
 tungsstunden der Lehrkräfte 
 zur freien und flexiblen Ver-
 gabe durch die Schulleitung 
 vorübergehend für zwei 
 Jahre  zur Verbesserung der 
 Unterrichtsversorgung vorge-
 nommen wird  mit Ausnahme 
 der  Beratungslehrer! 
• eine Umwandlung der vollen 
 Halbtagsgrundschulen in ver-
 lässliche Grundschulen schritt-
 weise zum 1.8.2010 vollzo-
 gen wird 
• weitere Entlastungen für 
 Lehrkräfte (z.B. durch Verklei- 
 nerung von Klassen, Entlas- 
 tung von Schulleitern sowie 
 Entlastung der Schulen durch 
 Verwaltungskräfte) mittelfristig 
 ermöglicht werden 
• qualifizierten Bewerbern in 
 Mangelfächern der Einstieg 
 in den Schuldienst erleichtert 
 wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gemalt von Solveig, 10 Jahre 

II. Schulstrukturen  
Unser Ziel, das bewährte und 
bestehende Schulsystem 
inhaltlich und strukturell weiter 
zu entwickeln, bleibt oberste 
Priorität . Jede Schülerin und 
jeder Schüler in Niedersachsen 
soll gemäß ihrer/seiner Bega-
bungen einen Schulabschluss 
erreichen. Im Mittelpunkt 
unserer Bildungspolitik für 
Niedersachsen steht eine 
qualitative, begabungsgerechte 
und individuelle Förderung 
unserer Schülerinnen und 
Schüler sowie eine anforde-
rungsgerechte Aus- und Weiter-
bildung unserer Lehrkräfte. 
Schulformspezifisch nimmt die 
Berufsorientierung und –vor-
bereitung insbesondere in den 
Haupt- und Realschulen eine 
besondere Stellung ein. 
Deshalb begrüßen wir, dass 
• die Hauptschule durch eine 
 systematische Zusammen-
 arbeit von allgemein bilden-
 dem und berufsbildendem 
 Bereich weiterentwickelt wer-
 den soll 
• in Anlehnung an das sog. 
 „Neustädter Modell“ an Haupt-
 schulen, wo gewünscht und 
 praktisch umsetzbar,  die 
 Quote von Abgängern ohne 
 Schulabschluss weiter ge-
 senkt und die Vermittlung 
 von Schülern in die duale 
 Berufsausbildung erheblich 
 gesteigert werden soll 
• der 9. und 10. Schuljahr-
 gang der Hauptschulen 
 sowohl eine grundlegende All- 
 gemeinbildung als auch eine 
 berufliche Orientierung bis hin 
 zur beruflichen Grundbildung 
 erhalten soll, die sich an den 
 Anforderungen der Berufsaus-
 bildung und Berufsausübung 
 orientiert 
• Hauptschulen und berufsbil-
 dende Schulen zur  Erreich-
 ung dieser Ziele verbindliche 
 Vereinbarungen über die Zu-
 sammenarbeit abschließen. 
 

Dabei gilt zu prüfen, wie 
• die personelle Versorgung 
 an den Berufsbildenden Schu- 
 len durch die Vereinbarung 
 mit den Hauptschulen gelöst 
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 werden kann 
• die bestehenden Koope-
 rationen von Hauptschulen 
 mit  Berufsbildenden Schu-
 len und der Wirtschaft sinnvoll 
 fortgeführt werden können 
• bestehende andere erfolg-
 reiche Modelle der Zu-
 sammenarbeit fortgeführt wer- 
  den können 
• die Durchlässigkeit sowohl 
 in die duale Berufsausbildung 
 als auch in die Berufsfach-
 schule, die Fachoberschule, 
 das Fachgymnasium oder das 
 Gymnasium gewährleistet 
 werden kann. 
Die Profilierung der hervor-
ragenden Arbeit an den Real-
schulen  ist weiter auszubauen. 
Die Realschule bietet sowohl 
eine intensive Berufsorien-
tierung als auch die Vorberei-
tung auf den Besuch einer 
gymnasialen Oberstufe. Damit 
bietet die Realschule den Weg 
zum Abitur nach 13 Jahren . 
 

 

 

 

 

 

 

Deswegen ist zu prüfen, 

• wie die Profilierung mit 
 fachlichen Schwerpunkten so 
 umgesetzt werden kann, dass  
 auch die Schüler mit dem 
 Profil berufliche Orientierung 
 die Voraussetzungen für den 
 Erwerb der allgemeinen 
 Hochschulreife haben und die 
 Schüler mit dem Profil allge- 
 meine Orientierung einen 
 leichten Anschluss  an die 
 gymnasiale Oberstufe finden 
 können. 
 
Wir sehen in der organisa-
torischen Zusammenfassung 
von Haupt- und Realschulen 
die Möglichkeit, ein differen-
ziertes, begabungsgerechtes 
Schulsystem unter Berück-
sichtigung des demografischen 
Wandels weiterhin wohnortnah 
vorzuhalten. 

Deshalb soll 
• an der Möglichkeit der organi-
 satorischen Zusammenfas-
 sung unter einer einheitlichen 
 Schulleitung und einem 
 Schulvorstand nach § 106 
 NSchG festgehalten werden. 
 Dem Schulträger bleibt damit 
 ein flexibles Instrument  
 erhalten, um Bildungsvielfalt 
 vor Ort zu gewährleisten 
• die zusammengefasste 
 Haupt- und Realschule in der 
 Regel drei- oder mehrzügig, 
 aber mindestens zweizügig  
 arbeiten 
• die zusammengefasste Schu- 
 le eigenverantwortlich ent-
 scheiden  dürfen, inwieweit  
 sie bis einschließlich Klasse 8 
 gemeinsamen Unterricht in 
 einzelnen Fächern – ausge-
 nommen der Kernfächer – 
 anbieten. Ab dem 9. Jahrgang 
 sollen die Schülerinnen und 
 Schüler der jeweiligen Schul-
 zweige von den o.g. Maß-
 nahmen zur Weiterentwick-
 lung der Haupt- und 
 Realschulen profitieren 
• wie bisher an der zusammen-
 gefassten Haupt- und Real-
 schule alle Schulabschlüsse 
 des Sekundarbereiches I er-
 worben werden können. 
 
Wir werden prüfen, 
• inwieweit bei gemeinsam 
 erteiltem Unterricht die 
 Lehrerstundenzuweisung so 
 erhalten bleiben können, dass 
 freiwerdende Ressourcen zur 
 individuellen Förderung von   
 Schülerinnen und Schülern 
 eingesetzt werden können. 
 Der Schulvorstand  entschei-
 det über die Intensität der 
 Zusammenarbeit 
• wie Schulträger und Schulen 
 bei der Zusammenfassung 
 von Haupt- und Realschulen 
 konzeptionell unterstützt 
 werden können. Die Ent-
 scheidung über die Zu-
 sammenfassung treffen 
 aber die Schulträger im 
 Einvernehmen mit den 
 betroffenen  Schulen.  
Das Ziel, die Vergabe der 
Allgemeinen Hochschulreife an 
12 Schuljahre zu knüpfen, soll 
zukünftig auch für Gesamt-

schulen gelten. Deshalb 
werden alle Gesamtschulen mit 
gymnasialer Oberstufe spätes-
tens ab 2018 die Allgemeine 
Hochschulreife nach 12 Jahren 
vergeben. Die entsprechende 
Schulgesetzänderung wird 
kurzfristig durch die Koalitions-
fraktionen auf den Weg 
gebracht. 
Dabei gilt zu prüfen, 
• wie die Ausgestaltung des 
 Unterrichts erfolgen kann, um 
 ein gymnasiales Leistungs-
 niveau zu erreichen 
• ob noch in diesem Jahr, trotz 
 pädagogisch notwendiger 
 Umstellungen für den Sekun-
 darbereich I, an Gesamt-
 schulen der Weg zum Abitur 
 nach 12 Jahren beginnen  
 kann. 
Wir werden den Umsetzungs-
prozess der geplanten Maß-
nahmen zur Schulreform in 
Niedersachsen kontinuierlich 
und offensiv begleiten. Alle 
Beteiligten – Schüler, Eltern 
und Lehrer – bitten wir, sich mit 
konstruktiven Vorschlägen  
für eine gute und zukunftsfeste 
Schule in Niedersachsen zu 
beteiligen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gudrun Pieper re. beim 
Schulleitertreffen 

 
Insofern begrüße ich die 
Initiative der Schulleiter im 
Südkreis Soltau-Fallingbostel, 
die über ihre eigenen Schul-
grenzen hinweg z.Zt. Modelle 
entwickeln, um unseren länd-
lichen Raum zukunftsfähig zu 
gestalten . Hier wird unsere 
CDU/FDP Kreistagsfraktion 
unter Leitung unseres Frak-
tionsvorsitzenden Hermann 
Norden gemeinsam mit uns 
Landtagsabgeordneten im 
Gespräch mit den Schulleitern 
Lösungen erarbeiten. 
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Frühling läßt sein blaues Band 
wieder flattern durch die Lüfte; 

süße, wohlbekannte Düfte 
streifen ahnungsvoll das Land. 

Veilchen träumen schon, 
wollen balde kommen. 

Horch, von fern ein leiser! 
Frühling, ja Du bist ’s! 

Dich hab’ ich vernommen! 

Eduard Mörike Harfenton 

 

 
Landespolitik 

in Kürze 
 

 
Hausärztliche Versorgung 
Die hausärztliche Versorgung 
im ländlichen Raum kann im 
Rahmen des demografischen 
Wandels in den nächsten 
Jahren negative Entwicklungen 
nehmen. In einigen Bereichen 
hier im Wahlkreis, z.B. 
Schwarmstedt und Hoden-
hagen, ist dies jetzt schon zu 
spüren. Nachwuchskräfte sind 
schwer zu finden. Um hier 
vorzubeugen, hat der Nieder-
sächsische Landtag die Vor-
schläge der CDU und FDP 
Landtagsfraktionen be-
schlossen, dass Studierende 
der Humanmedizin innerhalb 
des Praktischen Jahres acht 
Wochen im Bereich der 
Allgemeinmedizin absolvieren 
müssen. Ebenso können 
Stipendien an Studierende ver-
geben werden, die sich ver-
pflichten, in einem unter-
versorgten Gebiet zu arbeiten. 
Die Nachwuchsförderung für 
den ländlichen Raum steht hier 
im Vordergrund. Ein Bericht der 
Landesregierung soll nun ver-
schiedene Maßnahmen auf-
zeigen, wie die von der 
Kassenärztlichen Vereinigung 
sicherzustellende hausärztliche 
Versorgung unterstützt werden 
kann. „Frühzeitiges Handeln 
gegen die Folgerungen des 
demografischen Wandels, so-
wie die Versorgung der 
Patientinnen und Patienten im 
ländlichen Raum haben bei uns 
oberste Priorität“. 
 
220 neue Ganztagsschulen  
Die Anzahl der Ganztags-
schulen aller Schulen steigt 
gegenüber dem Vorjahr um 
33%. Damit unterhält das Land 
Niedersachsen jetzt insgesamt 
885 Ganztagsschulen.   
Die neuen Ganztagsschulen 
erhalten eine Grundausstattung 
von voraussichtlich maximal 2,5 
Lehrerstunden pro Klasse in 
den Jahrgängen 3 und 4, bzw. 

5 und 6 auf der Basis der 
Klassenzahlen der Statistik vom 
04.09.2008. Diese Lehrer-
stunden können auch 
kapitalisiert und damit eigenver-
antwortlich von den Schulen für 
Kooperationsangebote mit 
außerschulischen Partnern ver-
wendet werden. 
Für den Wahlkreis Walsrode 
sind die Grundschule Benefeld 
und die Grundschule Heinrich-
Christoph-Londy in Rethem 
genehmigt worden. 
 
Niedersächsisches 
Beamtenrecht 
Das neue niedersächsische 
Beamtenrecht wird aufgrund 
der Zustimmung durch den 
Niedersächsischen Landtag 
zeitgleich mit dem neuen 
Beamtenstatusrecht des 
Bundes am 1. April 2009 in 
Kraft treten. Dies wurde 
dadurch ermöglicht, dass die 
Landesregierung bereits zu 
einem frühen Zeitpunkt das 
konstruktive Gespräch mit den 
Interessenvertretungen der 
Beamten gesucht hat.  
Das neue Beamtenrecht 
erweiten die auf zehn zu-
sammengefasste Fachrich-
tungen die laufbahnrechtlichen 
Einsatzmöglichkeiten der 
Beamten. Zudem wird die 
Anzahl der Laufbahngruppen 
von vier auf zwei reduziert. 
 
Weitere Kernpunkte sind: 
Familienfreundlichkeit, leich-
terer Quereinstieg von praxis-
erprobten Kräften aus der 
freien Wirtschaft und Verein-
fachung des Nebentätigkeits-
rechts. Die Altersgrenze von 65 
Jahren bleibt bestehen, aller-
dings kann freiwillig bis zu drei 
Jahren eine Dienstzeitver-
längerung genehmigt werden. 
„Damit ist das Beamtenrecht 
moderner, flexibler und 
leistungsorientierter. Nun gilt es 
in den nächsten Wochen auch 
die tarifliche Einigung zu 
erzielen“. 
 
Waldgesetzänderung  
Es war erforderlich, dass das 
Niedersächsische Waldgesetz 
novelliert wird. 

Damit fallen Weihnachtsbaum- 
und Schmuckreisigkulturen 
sowie Kurzumtriebsplantagen 
künftig nicht mehr unter den 
Waldbegriff. Ebenso stehen die 
Regelungen zur Waldum-
wandlung im Mittelpunkt. 
Kleine Waldflächen im Innen-
bereich von Ortschaften 
können unter erleichterten 
Abwägungen durch die Wald-
behörde genehmigt werden, 
jedoch nur mit einer Ersatz-
maßnahme. Flächen, die 
unabhängig von einer Waldum-
wandlung aufgeforstet sind, 
werden nun als Ersatzauf-
forstung anerkannt.  
Darüber hinaus flexibilisiert das 
Gesetz die kurzfristige Sper-
rung von Privatwäldern. 
 
Landesblindengeld 
Der Niedersächsische Landtag 
hat der Erhöhung des 
Blindengeldes zugestimmt. 
Demnach erhalten blinde Men-
schen bis zum 25. Lebensjahr 
320 Euro, ab dem 25. Lebens-
jahr 265 Euro.  
Für blinde Menschen in 
stationären Einrichtungen wird 
das Blindengeld auf 100 Euro 
verdoppelt. Das Blindengeld 
wird rückwirkend zum 01. 
Januar 2009 ausgezahlt. 
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EU-Projekttag an der 
 Felix-Nussbaum-Schule 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gudrun Pieper informiert Schüler 
der Klasse 10.2 über die EU 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Übergabe eines Schulkoffers mit 
Unterrichtsmaterialien zum Thema 

Europa 
 

Besuch im  
Montessori-Kinderhaus…  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

im Gespräch mit Kindern 
 

…und bei der 
 Walsroder Tafel 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bei der Essensausgabe: Gudrun 
Pieper verteilt Erbsensuppe an die 

Gäste 

Termine �
 

20.04.-22.04.2009 
Klausurtagung Landtagsfraktion 
 

25.04.2009  
Kreisparteitag 
 

27.04.2009 16.00 – 18.00 Uhr 
Bürgersprechstunde 
 

12.05.-14.05.2009  
Plenarsitzung Landtag 

 
Gudrun Pieper   

unterwegs  

 

Neues aus dem 
Mitarbeiterteam  

 
Am 17. Juni 2009 findet die 
nächste Informationsfahrt zum 
niedersächsischen Landtag nach 
Hannover statt.  
 
Programmablauf: 
7.50Uhr- 8.35Uhr  
Abfahrt an unterschiedlichen Halte-
punkten 
 
9.30Uhr-12.00Uhr  
-Ankunft in Hannover.  
-Begrüßung im Landtag, 
-Dokumentation über die Arbeit, 
-Tribünenbesuch bei einer  
  Plenarsitzung, 
-Meinungsaustausch mit  
 Abgeordneten aus dem Kreis  
 
12.30Uhr 
Mittagessen inkl. eines Getränks  
 
14.15Uhr  
Besuch des europäischen 
Informationszentrums (EIZ) mit 
Informationsveranstaltung. 
 
16.00Uhr   
Heimreise.  
 
Kostenbeitrag: 15,00 €. 
 
Anmeldungen nehmen wir bereits 
jetzt gerne entgegen. Da die 
Teilnehmerzahl begrenzt ist, 
sichern Sie sich bitte frühzeitig 
einen der begehrten Plätze. 
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Tag der offenen Tür im  
Niedersächsischen Landtag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

v.l. Gudrun Pieper MdL,  
David McAllister CDU-Fraktions-

vorsitzender,  
Lena Twachtmann Praktikantin  

 
Klausurtagung 

der CDU-Fraktion  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Rede von Ronald Pofalla 
 

Grundsteinlegung 
der Krippe der Kita- Vorbrück 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gudrun Pieper legte  persönlich 
„Hand an“ 
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